
München – Es war eine Kompromissfor-
mel, mit der beide Seiten nicht zufrieden
sein konnten: Ein Doppelstaatler, der „in
Deutschland geboren und aufgewachsen
ist, soll seinen deutschen Pass nicht verlie-
ren“, haben Union und SPD kurz vor Unter-
zeichnung in den Koalitionsvertrag ge-
schrieben. Die Frage ist nur: Was bedeutet
„aufgewachsen“? Nachdem die Integrati-
onsbeauftragte Aydan Özoguz und mehre-
re SPD-Innenminister vergangene Woche
die komplette Abschaffung der sogenann-
ten Optionspflicht gefordert haben, hält
die Union nun dagegen. Im CDU-geführ-
ten Bundesinnenministerium wird derzeit
ein Gesetzentwurf erarbeitet, der den Satz
offenbar streng auslegt. Dem Spiegel zufol-
ge sollen junge Doppelstaatler mindestens
zwölf Jahre in Deutschland gelebt und hier
einen wichtigen Teil ihrer Pubertät ver-
bracht haben oder einen deutschen Schul-
abschluss vorweisen, um zwei Pässe behal-
ten zu dürfen.

Es geht vor allem um Deutsch-Türken.
EU-Bürger und viele andere Staatsangehö-

rige können schon bisher beide Pässe füh-
ren. Die anderen aber müssen sich bis zum
23. Lebensjahr für einen Staat entschieden
haben. Mit dem Unions-Modell hätten vor
allem die Zuwanderer-Familien ein Pro-
blem, die zeitweise ins Ausland gezogen
sind oder ihre Kinder im Ausland in die
Schule schicken. Özoguz warnte am Sonn-
tag vor einem „kaum zu bewältigenden Ver-
waltungsaufwand“, wenn nun Aufenthalts-
zeiten der Doppelpassanwärter geprüft
werden müssten. Die Sozialdemokraten
stehen unter besonderem Druck, weil SPD-
Chef Gabriel den Doppelpass zu einer Be-
dingung für die große Koalition gemacht
hatte. Schon der Kompromiss im Koaliti-
onsvertrag hatte bei Migrantenvertreter
viel Unmut ausgelöst.

Spitzenpolitiker der Union stützen nun
die harte Linie. Wer einen deutschen Pass
wolle, müsse „Teil der Gesellschaft sein“,
sagte Fraktionschef Volker Kauder dem
Spiegel. Und CSU-Chef Horst Seehofer sag-
te, für ihn sei der Schulbesuch das „zentra-
le Kriterium“.  roland preuss

Berlin – Der Bund hat im vergangenen
Jahr deutlich weniger Betreuungsgeld
ausgezahlt als erwartet. Familien erhiel-
ten 2013 zusammen 16,9 Millionen
Euro der seit August gewährten Unter-
stützung, wie aus einer Antwort der
Bundesregierung auf eine Anfrage der
Linksfraktion hervorgeht. Im Bundes-
haushalt sind 55 Millionen Euro vorge-
sehen gewesen, um Familien zu unter-
stützen, die ihre Kleinkinder zu Hause
statt in Krippen betreuen wollten. In
diesem Jahr stehen mehr als 500 Millio-
nen Euro zur Verfügung. Das Betreu-
ungsgeld hatte die CSU in der vergange-
nen Wahlperiode im Gegenzug zur aus-
geweiteten staatlichen Förderung von
Kindertagesstätten durchgesetzt. Die
Opposition von Linken und Grünen
wertete die Zahlen als Beweis für einen
Fehlschlag des Projekts. reuters

von matthias drobinski

München – Er ist zurück, ein bisschen je-
denfalls. Seit November ist Franz-Peter Te-
bartz-van Elst für ein paar Tage im Monat
wieder in Limburg, trotz der päpstlichen
Bitte, der Bischof möge sich doch eine Zeit
lang außerhalb des Bistums aufhalten. Er
soll in seiner Bischofswohnung übernach-
ten, die zum Wahrzeichen des ganzen Är-
gers geworden ist, und dort auch einen Got-
tesdienst gefeiert haben. Die Frankfurter
Allgemeine Sonntagszeitung will erfahren
haben, dass sein Fahrer und Vertrauter für
ihn kocht – dabei gibt es dort auch Ordens-
schwestern, die das übernehmen würden.

Es gibt ja Gründe, warum der von Papst
Franziskus in die Auszeit geschickte Te-
bartz-van Elst ab und zu das Kloster Met-
ten in Niederbayern verlassen und in Lim-
burg vorbeischauen könnte, zum Beispiel
um frische Wäsche zu holen oder auf die
Bank zu gehen. Einmal zumindest war er
auch nach Informationen der Süddeut-
schen Zeitung ganz offiziell dort. Die fünf
Mitglieder der Kommission, die im Auf-
trag der Bischofskonferenz untersuchen
sollen, was nun genau beim Bau des Gebäu-
dekomplexes auf dem Domberg geschah
und warum erst von fünf und dann von
31 Millionen Euro die Rede war, hatten Te-
bartz zum Ortstermin gebeten. Die Art, wie
das Gespräch ablief, zeigt, wie hier zwei
Welten und Wahrheiten aufeinanderpral-
len: die des Bischofs und die der Anderen.

Tebartz-van Elst hatte für diesen Ter-
min eine Erklärung vorbereitet, die er den
Herren, angeführt vom Paderborner Weih-
bischof Manfred Grothe, vortragen wollte.
Die aber hatten Fragen, kritische Fragen,
und erwarteten, dass der Limburger Bi-
schof auf diese Fragen antworten würde –
was der wiederum als Zumutung emp-
fand. Es kam zum Eklat, empört reiste Te-
bartz-van Elst nach Rom, um sich über die
Impertinenz der Ermittler zu beschweren
und um seine Erklärung dort zu hinterle-
gen. Er fand Trost bei denen, die Tebartz
für einen tollen Bischof halten, dem die
Presse und die innerkirchlichen Feinde
übel mitspielten: bei Gerhard Ludwig Mül-
ler, dem Präfekten der Glaubenskongrega-
tion, bei Georg Gänswein, dem Sekretär
des alten und des neuen Papstes. Tebartz
sei entlastet, verkündete Gänswein, offen-
bar nach der Lektüre der Tebartz-Argu-
mente; von Rom aus machte das Gerücht
die Runde, der Papst könnte gleich das gan-
ze Bistum Limburg auflösen, wenn man
dort weiterhin den Bischof mobbe.

Man hat mir keine kritischen Fragen zu
stellen – das scheint nach wie vor die feste
Überzeugung des Franz-Peter Tebartz-

van Elst zu sein. Von sich aus wird Deutsch-
lands Problembischof kaum zurücktreten.
Es werden andere über ihn entscheiden
müssen, es wird der kirchenpolitisch hei-
kelste Fall des neuen Papstes Franziskus
sein, auch, weil sein Vorgänger, Papst Bene-
dikt XVI., involviert ist, der Tebartz einge-
setzt hat und dessen Getreue die eifrigsten
Unterstützer des Limburgers sind.

Die Kommission der Bischofskonferenz
hat mittlerweile ihre Untersuchungen be-
endet und feilt am Entwurf des Berichts,
der erst an den scheidenden Konferenz-
Vorsitzenden Robert Zollitsch gehen soll
und dann nach Rom. Das Ergebnis dürfte,
soweit sich das sagen lässt, viel Raum für
Interpretationen lassen. Strafrechtlich re-
levant dürfte an der Art und Weise, wie das
Diözesanzentrum auf dem Domberg ent-
stand, wohl nichts sein. Es bleibt die Frage,
ob es Verstöße gegen das Kirchenrecht gab
und wie schwer sie wiegen, mehr aber
noch, ob der Umgang des Bischofs mit der
Wahrheit und dem Amt dem entspricht,
wie ein Bischof mit Amt und Wahrheit um-
gehen sollte. Von Anfang an wussten die
Verantwortlichen, dass der Bau um ein Viel-
faches teurer werden würde als nach au-
ßen hin gesagt, sie hielten es aber für ange-
bracht, den Rest der Welt dumm zu halten.

Weil im liberalen Limburg die Stim-
mung gegen den papsttreuen Bischof
schon damals so hochgekocht war, würden
jetzt die Unterstützer von Tebartz-van Elst
sagen. Schenkt Papst Franziskus dem Glau-
ben, dann ist der Limburger Bischof vor al-
lem das Opfer einer Gruppe im Bistum, ge-
gen die faktisch niemand Bischof sein
darf, an der Spitze das Domkapitel und der
Frankfurter Stadtdekan Johannes zu Eltz.
Es gibt aber einige Indizien, dass Papst
Franziskus das durchaus anders sieht: Der
honduranische Kardinal Óscar Rodríguez
Maradiaga hat kürzlich erklärt, er gehe
nicht davon aus, dass Tebartz nach Lim-
burg zurückkehre; Maradiaga sitzt in der
Kardinals-Kommission, die Franziskus
bei der Kirchenreform berät, und ist ein
langjähriger Vertrauter von Jorge Mario
Bergoglio, dem Papst. Wichtig für des Paps-
tes Urteil dürfte der Besuch des Mainzer
Kardinals Karl Lehmann in Rom gewesen
sein: Lehmanns Bistum ist Limburg be-
nachbart, die Stimme des ehemaligen Bi-
schofskonferenz-Vorsitzenden hat Ge-
wicht. Und auch, wenn Lehmann keine
Streitpartei ist, hört man aus seinen Äuße-
rungen heraus, wie entsetzt er über die
Amts- und Lebensführung seines Nach-
barn ist. Entscheiden wird also wohl der
Papst – auch darüber, wie ruhig oder unru-
hig das Jahr 2014 für die katholische Kir-
che in Deutschland wird.

Stuttgart – In der Diskussion um sexuelle
Vielfalt und Toleranz als Unterrichtsthema
in Baden–Württemberg ist es am Samstag
bei Demonstrationen in der Stuttgarter In-
nenstadt zu tumultartigen Szenen gekom-
men. Etwa 700 Menschen protestierten
am Schlossplatz gegen die noch vagen Plä-
ne der grün-roten Landesregierung, Fra-
gen der sexuellen Orientierung stärker in
der Schule zu behandeln. Sie warfen der Re-
gierung von Ministerpräsident Winfried
Kretschmann (Grüne) „Regenbogenideolo-
gie“ und „Indoktrination der Kinder“ vor.
Am nahen Schillerplatz versammelten sich
etwa 500 Menschen zu einer Gegende-
monstration. Sie wollten ein Zeichen „ge-
gen Homophobie und Menschenfeindlich-
keit“ setzen.

Anfangs maßen sich die beiden Grup-
pen noch mit Sprechchören („Schützt unse-
re Kinder!“ - „Vor Euch selbst!“), dann gab
es handgreifliche Auseinandersetzungen,
auch mit der Polizei. 22 Personen aus bei-
den Lagern müssen wegen Übergriffen mit
einer Anzeige rechnen, 200 Beamte waren

im Einsatz. Zu Handgemengen und Farb-
beutelwürfen kam es, als ein Teil der Ge-
gendemonstranten („Sexismus und Homo-
phobie sind Verbrechen“) dem Zug der Re-
gierungskritiker („Kein Pornounterricht
für Kinder“) den Weg verstellte. Auch Schil-
der wurden angezündet. Der Sprecher des
Stuttgarter Christopher Street Day, Chris-
toph Michl, bedauerte die Zwischenfälle:
„Randale, Rangeleien, Schubsereien und
Gewalt sind nicht in unserem Sinne.“ Es ge-
he vielmehr um einen Dialog, der Ressenti-
ments entkräften könne.

Am Donnerstag hatte der Schwarzwäl-
der Realschullehrer Gabriel Stängle dem
Landtag neun Aktenordner mit 192 000
Unterschriften übergeben, die er mit einer
Online-Petition gegen das grün-rote Re-
formvorhaben gesammelt hatte. Das Kul-
tusministerium hat nun zwei Monate Zeit
für eine Stellungnahme, dann wird der Pe-
titionsausschuss beraten. Zwei Gegenpeti-
tionen lagen am Sonntagnachmittag bei
136 000 beziehungsweise 88 000 Unter-
zeichnern.  roman deininger

Sanaa/Berlin – Im Jemen ist ein deut-
scher Staatsbürger entführt worden.
Der Mann wurde bereits am Freitag in
der Altstadt von Sanaa von unbekann-
ten Bewaffneten verschleppt, berichtete
die staatliche Nachrichtenagentur Saba
am Sonntag unter Berufung auf das
Außenministerium. Nach Berichten
jemenitischer Medien wurde der Deut-
sche in Stammesgebiete der Provinz
Marib gebracht. Die Entführer forder-
ten die Freilassung zweier Angehöriger.
Diese säßen ohne Anklage im Gefäng-
nis, sagten die Stammesangehörigen
am Telefon zu Journalisten. Aus dem
Auswärtigen Amt in Berlin hieß es dazu,
dass die Meldung von der Entführung
bekannt sei. Der Krisenstab sei einge-
schaltet worden und bemühe sich in
enger Zusammenarbeit mit der Bot-
schaft in Sanaa und den jemenitischen
Behörden um Aufklärung. Entführun-
gen von Ausländern sind im Jemen
nicht selten. In den meisten Fällen wol-
len die Kidnapper die Freilassung von
Stammesangehörigen aus dem Gefäng-
nis erzwingen oder Lösegeldforderun-
gen durchsetzen. dpa, reuters

Berlin – Der frühere Gesundheitsminis-
ter Daniel Bahr wird in den nächsten
Monaten nicht in Deutschland, sondern
in den USA über seine langfristige Zu-
kunft nachdenken. Bahr hat eine Einla-
dung der US-Denkfabrik „Center for
American Progress“ angenommen und
wird dort gut fünf Monate als so genann-
ter Senior Fellow tätig sein. Bahr bestä-
tigte am Wochenende einen Bericht der
Bild am Sonntag. Das Institut steht den
US–Demokraten nahe und gehört zu
den wichtigsten Beratergremien von
US-Präsident Barack Obama bei der
Umsetzung seiner Gesundheitsreform.
Der bisherige Chef der Denkfabrik,
John Podesta, war einst unter Bill Clin-
ton Stabschef im Weißen Haus und sitzt
jetzt wieder dort, als Berater Obamas
bei der Gesundheitsreform. Bahr war
bei seinem letzten Besuch in Washing-
ton im November angesprochen wor-
den und hat das Angebot gerne ange-
nommen. Daneben wird er im nächsten
Halbjahr als Gast-Dozent an der Univer-
sität von Michigan über Gesundheits-
ökonomie sprechen. steb

Berlin – Künftig wird es im Bundestag
etwas weniger steif zugehen. Das Bun-
destagspräsidium verständigte sich
nach einem Bericht des Magazins Spie-
gel darauf, die Kleiderordnung zu lo-
ckern und den Krawattenzwang für
Schriftführer abzuschaffen. Den Antrag
stellten die Bundestagsvizepräsidentin-
nen Claudia Roth (Grüne) und Petra Pau
(Linke). „Mit der Abschaffung des Kra-
wattenzwangs haben wir die Fenster im
Bundestag ein gutes Stück weiter aufge-
stoßen und viel Muff entweichen las-
sen“, sagte Roth. Über die Krawatten-
pflicht war immer wieder heftig disku-
tiert worden. 2011 durften die Schlips-
Verweigerer Andrej Hunko (Linke) und
Sven-Christian Kindler (Grüne) nicht
als Schriftführer neben dem Bundes-
tagspräsidenten Platz nehmen. Der
CDU-Politiker Jens Koeppen hatte da-
mals darauf bestanden, dass in der
Funktion als Schriftführer zwingend
„eine Krawatte oder dem Entsprechen-
des“ umzulegen sei. Nur so werde die
Würde des Hauses angemessen ge-
wahrt. dpa � Seite 4

Berlin – Die Bundesregierung will ei-
nen milliardenschweren Rüstungsex-
port nach Saudi-Arabien mit einer Her-
mes-Bürgschaft absichern. Eine Spre-
cherin des Bundeswirtschaftsministeri-
ums bestätigte am Sonntag in Berlin,
dass sich im interministeriellen Aus-
schuss die einzelnen Ressorts für die
Bürgschaft ausgesprochen hätten. Er ist
das maßgebliche Gremium für solche
Entscheidungen. Zuvor hatte das Nach-
richtenmagazin Spiegel von einem ver-
traulichen Schreiben von Finanzstaats-
sekretär Steffen Kampeter an den Haus-
haltsausschuss des Bundestags berich-
tet. Demnach wolle die Bundesregie-
rung beim geplanten Export von mehr
als 100 Patrouillen- und Grenzüberwa-
chungsbooten an das Innenministeri-
um des Königreichs mit insgesamt rund
1,4 Milliarden Euro bürgen. In seinem
Schreiben betone Kampeter die „hohe
beschäftigungspolitische Bedeutung“
des Deals. dpa

München – Die große Koalition könnte
das heftig kritisierte neue Abrechnungs-
system für psychiatrische und psychoso-
matische Kliniken im letzten Moment
noch stoppen. Gerade schwerkranke Pati-
enten würden durch das neue System be-
nachteiligt, warnen Kritiker seit Langem.
Nun haben sie bei der schwarz-roten Regie-
rung offensichtlich Gehör gefunden. Die
Koalition will die Regeln überprüfen. „So
wie es derzeit in der Erprobungsphase ist,
wird es 2015 nicht kommen“, sagte der SPD-
Gesundheitsexperte Karl Lauterbach.
Auch der gesundheitspolitische Sprecher
der Union, Jens Spahn, stellte zumindest
den Starttermin zur Diskussion: „Wir müs-
sen uns ganz genau anschauen, ob der ver-
pflichtende Start für alle Häuser ab dem
1.1.2015 sinnvoll ist.“

Das seit Langem beschlossene Gesetz
würde im kommenden Jahr die Vergütung
der Psychiatrien von Grund auf verändern.
Erhalten die Kliniken bislang vom Alkoholi-
ker bis zum akut suizidgefährdeten De-
pressionspatienten für alle Patienten den
gleichen Tagessatz, so soll künftig nach Di-
agnosen unterschieden werden. Kurze Auf-
enthalte würden zudem im Schnitt höher
vergütet als lange. Beide Punkte lehnen
Ärzte und auch Betroffenen-Verbände ve-
hement ab. Ihre Sorge: Eine Unterschei-
dung nach Diagnosen könnte Kliniken ver-
leiten, den Patienten bei gleichen Sympto-
men die jeweils höher vergütete Krankheit
zuzuschreiben. „Was das dann mit den
Menschen macht, interessiert keinen“,
sagt Brigitte Richter, Vorsitzende des Nürn-
berger Selbsthilfe-Vereins Pandora. Auch
die im Behandlungsverlauf sinkende Ver-
gütung hält sie für fatal: „Wir fürchten,
dass die Patienten instabil entlassen wer-
den.“ Ihr Verein hat deshalb eine Onlinepe-
tition beim Bundestag gestartet. Der Bun-
destag solle die Einführung der neuen Re-
geln verschieben und Alternativen prüfen,
heißt es darin. Die Petition muss bis zum
24. Februar 50 000 Unterstützer finden,
damit der Petitionsausschuss des Bundes-
tages das Thema in einer öffentlichen Sit-
zung berät. In den ersten Tagen fanden
sich allerdings erst einige Hundert.

Doch auch so dürfen die Kritiker hoffen,
dass die Regierung ihr Anliegen aufgreift.
Immerhin hat es das Thema in den Koaliti-
onsvertrag geschafft. Schwarz-Rot kün-
digt dort „systematische Veränderungen“
an und verspricht: „Ein neues Vergütungs-

system in der Psychiatrie und Psychosoma-
tik darf schwerst psychisch Erkrankte
nicht benachteiligen.“ Andererseits beto-
nen die Parteien darin auch, dass sie eine
Reform für nötig halten, die diese Kliniken
effizienter und transparenter macht.

Psychiatrien genießen in Deutschland
einen Sonderstatus. Während andere Klini-
ken schon seit dem Jahr 2012 ihre Patien-
ten nach Diagnosen abrechnen und seither
immer mehr Menschen in kürzerer Zeit
durchschleusen, hat man die psychisch

Kranken bei der Reform 2012 bewusst aus-
genommen. Zu unvorhersehbar schien der
Krankheitsverlauf, als dass man ihn in ei-
ne Pauschale pressen könnte. Diese Beden-
ken gelten bis heute. Andererseits wissen
alle, dass eine Reform auch für psychiatri-
sche Kliniken kommen muss. Denn das jet-
zige System gleicher Pauschalen ist keines-
wegs gerecht, benachteiligt es doch eben-
falls Kliniken mit vielen schweren Fällen.
Auch rechnen die Kliniken historisch be-

dingt sehr unterschiedliche Tagessätze ab
von 150 bis 230 Euro.

Wie aber könnte eine gerechte Vergü-
tung aussehen, die keine Patienten benach-
teiligt? Sie müsste möglichst genau die tat-
sächlichen Kosten abbilden, die ein Kran-
ker jeden Tag verursacht. Das aber hängt
nach Ansicht von Ärzten eben weder von
seiner Krankheit noch allein von der Zeit
ab, die er schon in der Klinik ist. „Eine Schi-
zophrenie kann leicht oder schwer verlau-
fen. Ein Patient der lange stabil war, kann
erst nach Wochen in der Klinik richtig zu-
sammenbrechen und plötzlich rund um
die Uhr eine Einzelbetreuung brauchen“,
sagt Thomas Pollmächer, Vorsitzender der
Direktorenkonferenz des Verbandes der
leitenden Ärzte in Psychiatrien. Er fordert
deshalb einheitliche Tagessätze mit Zu-
schlägen für Patienten mit schweren Ver-
läufen.

Krankenkassen und Kliniken haben
nun das zuständige „Institut für das Ent-
geltsystem im Krankenhaus“ beauftragt
zu prüfen, wie solche Komponenten stär-
ker berücksichtigt werden können. Ein ers-
ter Vorschlag wird an diesem Mittwoch mit
Krankenkassen und Kliniken diskutiert.
 nina von hardenberg

Krach
auf dem Domberg

Bischof Tebartz-van Elst brüskiert die Prüfer in der Affäre
um seine Residenz. Er taucht regelmäßig in Limburg auf

Tumulte in Stuttgart
Hunderte marschieren für und gegen grün-rote Unterrichtspläne

Noch ist offen, ob beim Bau
der Gebäude gegen Kirchenrecht
verstoßen wurde

Alltag in der Psychiatrie: Bilder aus einer Kunsttherapie in München. Bisher erhalten
die Krankenhäuser Tagessätze für die Behandlung. FOTO: CATHERINA HESS

Kritische Fragen wehrt
der Bischof ab. Er empfindet
sie als Zumutung

Die harte Linie
CDU und CSU fordern hohe Hürden für Doppelpässe

Deutscher im Jemen entführt

Bahr berät in den USA

Betreuungsgeld gespart

Freier Hals im Bundestag

Regierung bürgt für Saudis

In die Pauschale gepresst
Koalitionspolitiker zweifeln am neuen Vergütungssystem für Psychiatrie-Patienten

Kliniken schleusen die
Kranken seit der Reform
immer schneller durch

Symbol für Verschwendung in der katholischen Kirche: der Gebäudekomplex in Limburg,
den der Bischof für 31 Millionen Euro hatte bauen lassen. Der Vatikan hatte Tebartz-van Elst Ende

Oktober die Führung seiner Amtsgeschäfte entzogen. FOTO: FREDRIK VON ERICHSEN/DPA
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